Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/79 


02. 02. 77 


Sachgebiet 707 


Gesetzentwurf 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
investitionszuschüsse für Mietwohnungen, Genossenschaftswohnungen 
und Wohnheime im sozialen Wohnungsbau 


A. Zielsetzung 

Im Investitionszuschußgesetz vom 27. Dezember 1974 sind 
wegen der beabsichtigten kurzfristigen Anstoßwirkung be- 
stimmte Fristen für den Beginn und die Fertigstellung der be- 
günstigten Bauvorhaben des sozialen Wohnungsbaues gesetzt. 
Im Land Berlin ist durch das Gesetz die Wohnungsbautätig- 
keit besonders stark angeregt worden. Hinzu kommt, daß der 
soziale Wohnungsbau in Berlin einen weit höheren Anteil 
(92,2 v. H.) am gesamten Wohnungsbau ausmacht, als es im 
Durchschnitt des Bundesgebietes (29,0 v. H.), aber auch in ver- 
gleichbaren Großstädten, wie z. B. Hamburg, der Fall ist. Diese 
besondere Situation führt vor allem im Ausbaugewerbe im 
ersten Halbjahr 1977 zu einer unerwünschten Überlastung der 
Bauwirtschaft mit entsprechenden nachteiligen Auswirkungen 
auf die Preis- und Kostengestaltung. Der Entwicklung läßt sich 
wegen der räumlich isolierten Lage Berlins auch nicht durch 
kurzfristiges Heranziehen auswärtiger Unternehmen und Ar- 
beitskräfte wirksam begegnen. Um diese besonderen, mit dem 
Investitionszuschußgesetz nicht beabsichtigten nachteiligen Fol- 
gen nach Möglichkeit abzuwenden und zu einer Verstetigung 
des Baugeschehens beizutragen, ist für Berlin eine Auflocke- 
rung der Fertigstellungsfrist erforderlich. 


B. Lösung 

Verlängerung der Frist für die Fertigstellung begünstigten 
Wohnraumes im Land Berlin um ein halbes Jahr bis zum 
31, Dezember 1977, sofern die öffentlichen Mittel vor dem 
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1. Juli 1976 bewilligt worden sind oder ein vorzeitiger Bau- 
beginn vor diesem Zeitpunkt genehmigt worden ist. 


C. Alternative 

keine 


D. Kosten 

Mehrkosten für Investitionszuschüsse im Land Berlin gegen- 
über der geltenden Regelung entstehen nur für solche Wohnun- 
gen, für die erst durch die Fristverlängerung Investitionszu- 
schüsse erlangt werden können. Sie lassen sich nur schwer 
ermitteln, weil nicht mit hinreichender Sicherheit geschätzt 
werden kann, wie viele Bauvorhaben ohne Fristverlängerung 
bis zum Schlußtermin 30. Juni 1977 fertiggestellt worden wä- 
ren. Im Hinblick auf die einschränkenden Bedingungen, unter 
denen die Fristverlängerung eingeräumt werden soll, und auf 
die üblichen Bauzeiten kann davon ausgegangen werden, daß 
die vor dem 1. Juli 1976 geförderten oder mit Genehmigung 
zum vorzeitigen Baubeginn eingeleiteten Bauvorhaben bei Aus- 
schöpfung aller Möglichkeiten (Einsatz aller verfügbaren Ar- 
beitskräfte, Überstunden, Schichtarbeit) zum größten Teil bis 
zum bisherigen Schlußtermin 30. Juni 1977 fertiggestellt sein 
würden. 

Nimmt man an, daß infolge der Fristverlängerung ein Viertel 
des jährlichen Bewilligungsvolumens (etwa 3 000 Mietwohnun- 
gen) zusätzlich in die Begünstigung gelangt, so ist mit einem 
voraussichtlichen Mehraufwand von etwa 30 Millionen DM zu 
rechnen. Die Fristverlängerung ermöglicht andererseits, daß die 
Bauarbeiten zeitlich gestreckt und der Nachfragedruck sowie 
damit verbundene Baukostensteigerungen spürbar abge- 
schwächt werden. Dadurch können auch Mehraufwendungen für 
Investitionszuschüsse, die sich nach der Höhe der Baukosten 
bemessen, z. T. abgefangen werden. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
Investitionszuschüsse für Mietwohnungen, Genossenschaftswohnungen 
und Wohnheime im sozialen Wohnungsbau 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Investitionszuschußgesetzes 

Das Gesetz über Investitionszuschüsse für Miet- 
wohnungen, Genossensdiaftswohnungen und Wohn- 
heime im sozialen Wohnungsbau vom 27. Dezem- 
ber 1974 (BGBl. I S. 3698) wird wie folgt geändert; 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „§ 4 a 
des Investitionszulagengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Oktober 1973 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1494), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Förderung von Investitionen und 
Beschäftigung vom 23. Dezember 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. ^676)" durch die Worte „§ 4 b des 
Investitionszulagengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Februar 1975 (BGBl. I 
S. 528), zuletzt geändert durch Artikel 64 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3341)" ersetzt. 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Im Land Berlin erhalten Bauherren den 
Investitionszuschuß nach Absatz 1 für begünstig- 


ten Wohnraum auch dann, wenn die Gebäude bis 
zum 31. Dezember 1977 bezugsfertig werden, so- 
fern der zuständige Bewilligungsausschuß 

1. die in Absatz 2 bezeichneten Mittel vor dem 
1. Juli 1976 bewilligt hat oder 

2. den Baubeginn vor diesem Zeitpunkt geneh- 
migt hat. 

In den Fällen des Satzes 1 muß der Antrag auf 
Gewährung des Investitionszuschusses bis zum 
30. Juni 1978 gestellt sein." 


Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 2. Februar 1977 


Weimer und Fraktion 
Misdinick und Fraktion 
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Begründung 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Redaktionelle Anpassung an das geltende Recht. 
§ 4 a des Investitionszulagengesetzes ist nach Arti- 
kel 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung des Inve- 
stitionszulagengesetzes vom 30. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3726) § 4 b geworden; er gilt jetzt in der 
angegebenen Fassung. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Das Investitionszuschußgesetz hat in Berlin zu einer 
besonders starken Zunahme der Wohnungsbautätig- 
keit geführt, zumal auch viele Investoren aus dem 
Bundesgebiet durch das Gesetz zu verstärkten Akti- 
vitäten in Berlin veranlaßt worden sind. Die Bau- 
tätigkeit im Bereich der zuschußbegünstigten Wohn- 
gebäude ist dabei auf den gesetzlich festgelegten 
äußersten Termin für die Fertigstellung — 30. Juni 
1977 — ausgerichtet. Diese bei Ausschlußfristen für 
Förderungsmaßnahmen unvermeidliche Wirkung hat 
in Berlin besonderes Gewicht, weil hier der soziale 
Wohnungsbau — der ganz überwiegend Mietwoh- 
nungsbau ist — mit 92,2 v. H. einen weit höheren 
Anteil am gesamten Wohnungsbau hat, als es im 
Durchschnitt des Bundesgebietes (29,0 v. H.), aber 
auch in vergleichbaren Großstädten, wie z.B. Ham- 
burg, der Fall ist. Auch in der absoluten Zahl geför- 
derter Mietwohnungen nimmt Berlin eine Sonder- 
stellung ein (1975 rd. 13 000 Bewilligungen; 1976 bis 
zum 30. Juni: 5 224 Bewilligungen zuzüglich 2 601 
genehmigte vorzeitige Baubeginne). Daher wird die 
gesamte Bautätigkeit und ihre Terminierung in Ber- 


lin entscheidend von den Investitionen im Bereich 
des sozialen Mietwohnungsbaues beeinflußt. 

Diese besondere Situation führt vor allem im Aus- 
baugewerbe im ersten Halbjahr 1977 zu einer uner- 
wünschten Überlastung mit entsprechenden nachtei- 
ligen Auswirkungen auf die Preis- und Kosten- 
gestaltung. Eine Verstetigung der Beschäftigung im 
Jahresablauf ist dringend geboten. 

Wegen der besonderen regionalen Lage Berlins als 
Stadt ohne Umland ist eine Dämpfung der Überhit- 
zungserscheinungen durch kurzfristiges Heranziehen 
auswärtiger Unternehmen und Arbeitskräfte kaum 
möglich. Für Berlin ist deshalb eine Abhilfe durch 
Auflockerung des bisherigen gesetzlichen Schluß- 
termins für die Fertigstellung der zuschußbegünstig- 
ten Gebäude erforderlich. 

Die als Anspruchsvoraussetzung festgelegte Frist 
für die Bezugsfertigkeit begünstigten Wohnraumes 
wird daher um ein halbes Jahr bis zum 31. Dezem- 
ber 1977 verlängert. Diese Fristverlängerung gilt 
jedoch nur für solche Bauvorhaben, für die die 
Förderungsmittel noch vor dem 1. Juli 1976 bewilligt 
worden sind oder für die ein vorzeitiger Baubeginn 
(vor Bewilligung der Mittel) bis zu diesem Zeit- 
punkt genehmigt worden ist; maßgebend ist dabei 
jeweils der Zeitpunkt der Entscheidung des zustän- 
digen Bewilligungsausschusses. Die Einschränkun- 
gen sind geboten, weil das Investitionszuschußgesetz 
lediglich befristet konjunkturellen Schwankungen 
der Wohnungsbautätigkeit entgegenwirken sollte. 
Damit wird zugleich einer nicht vertretbaren Aus- 
weitung des durch Investitionszuschüsse begünstig- 
ten Bauvolumens begegnet. 
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